fiir das Land Brandenburg
Teil I — Gesetze

Gesetz- und Verordnungsblatt

28. Jahrgang Potsdam, den 25. April 2017

Nummer 10

Gesetz zur Neuregelung der Aufsicht iiber die Versorgungseinrichtungen

der Freien Berufe im Land Brandenburg

Vom 25. April 2017

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel 1

Anderung des Brandenburgischen Rechtsanwaltsversorgungsgesetzes

Das Brandenburgische Rechtsanwaltsversorgungsgesetz vom 4. Dezember 1995 (GVBL. I S. 266), das zuletzt durch
Artikel 7 des Gesetzes vom 13. Mérz 2012 (GVBI. I Nr. 16 S. 4) geéndert worden ist, wird wie folgt gedndert:

1. Die Inhaltsiibersicht wird wie folgt gedndert:
a)  Die Angaben zu den §§ 3 und 4 werden wie folgt gefasst:
»$3 Pflichtmitgliedschaft
§4 Pflichtmitgliedschaft auf Antrag*.
b) Die Angabe zu § 20 wird wie folgt gefasst:
»$20  (weggefallen)™.
2. § 3 wird wie folgt geéndert:
a)  Die Uberschrift wird wie folgt gefasst:

,Pflichtmitgliedschaft.

b) In Absatz 1 wird der Punkt am Ende durch die Worter ,,, soweit sie natlirliche Personen sind.* ersetzt.

c)  Absatz 2 wird wie folgt gefasst:

»(2) Von der Pflichtmitgliedschaft sind Rechtsanwilte ausgenommen, die an dem Tag, an dem die

Pflichtmitgliedschaft beginnen wiirde, berufsunfahig sind.”

d)  Absatz 3 wird wie folgt gedndert:

aa) In Nummer 1 wird das Wort ,,oder* durch ein Komma ersetzt.
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bb) In Nummer 2 wird das Komma am Ende durch das Wort ,,oder ersetzt.

§ 4 wird wie folgt gefasst:

»§ 4
Pflichtmitgliedschaft auf Antrag

Patentanwilte mit Kanzleisitz im Land Brandenburg werden auf Antrag in das Versorgungswerk aufgenom-
men, wenn sie den Antrag innerhalb eines Jahres nach der Zulassung zur Patentanwaltschaft stellen. Der Antrag
ist abzulehnen, wenn der Antragsteller im Zeitpunkt der Antragstellung berufsunfihig ist.“

In § 5 Absatz 2 Satz 2 wird das Wort ,,in* durch die Worter ,,im Land® ersetzt.
§ 7 Absatz 6 wird wie folgt gefasst:

,(6) Die Satzung und ihre Anderungen bediirfen der Genehmigung des fiir Justiz zustindigen Ministeriums,
das im Einvernehmen mit dem flir Finanzen zustdndigen Ministerium entscheidet.*

Dem § 10 wird folgender Absatz 5 angefiigt:

»(5) Die Satzung kann bestimmen, dass fiir bestimmte Verwaltungstétigkeiten des Versorgungswerks Gebiih-
ren und Auslagen erhoben werden konnen.*

§ 11 wird wie folgt gedndert:

a)  Absatz 2 wird wie folgt gedndert:
aa) In Satz 1 wird das Wort ,,unterbrochen durch das Wort ,,gechemmt™ ersetzt.
bb) In Satz 2 wird das Wort ,,Unterbrechung* durch das Wort ,,Hemmung* ersetzt.

b) In Absatz 3 werden die Worter ,,Unterbrechung und die Wirkungen* durch die Worter ,,Ablauthemmung,
den Neubeginn und die Rechtsfolgen® ersetzt.

In § 13 wird die Angabe ,,§ 67 durch die Angabe ,,§ 86 Absatz 1 ersetzt.
§ 19 wird wie folgt gefasst:

»§ 19
Aufsicht

(1) Das fiir Justiz zustandige Ministerium {ibt die Rechtsaufsicht iiber das Versorgungswerk aus. Die §§ 112
bis 117 der Kommunalverfassung des Landes Brandenburg gelten entsprechend.

(2) Die Versicherungsaufsicht wird durch das fiir Finanzen zustindige Ministerium ausgeiibt.

(3) Gegenstand der Versicherungsaufsicht ist die Uberwachung der ordnungsgemiBen Durchfiihrung des Ge-
schéftsbetriebs des Versorgungswerks und die ausreichende Wahrung der Belange der Mitglieder. Zu diesem
Zweck hat die Versicherungsaufsicht darauf zu achten, dass das Versorgungswerk jederzeit in der Lage ist, sei-
ne Verpflichtungen gegeniiber den Mitgliedern zu erfiillen, dass es ausreichende versicherungstechnische Riick-
lagen bildet, sein Vermogen in entsprechend geeignete Vermdgenswerte anlegt, die kaufmannischen Grundsét-
ze hinsichtlich Verwaltung, Rechnungslegung und Kontrolle einhilt, {iber ein angemessenes Risikomanagement
verfiigt, eine ausreichende Kapitalausstattung vorhélt und die Grundlagen seines Geschéftsplans erfiillt. Zur Er-
reichung dieser Aufsichtsziele kann die Aufsichtsbehdrde gegeniiber dem Versorgungswerk alle Anordnungen
treffen, die im Rahmen der VerhiltnisméBigkeit geeignet und erforderlich sind, um Missstinde zu vermeiden
oder zu beseitigen. Missstand ist jedes Verhalten des Versorgungswerks, das den in den Sétzen 1 und 2 genann-
ten Aufsichtszielen widerspricht. Die Aufsichtsbehorde ist befugt,

1.  soweit dies zur Erreichung der Aufsichtsziele erforderlich ist, jederzeit eine Anderung des Geschiftsplans
zu verlangen;
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soweit die Eigenmittel geringer als die Solvabilititsspanne sind, die Vorlage eines Plans zur Wiederher-
stellung hinreichender Finanzverhéltnisse (Sanierungsplan) zu verlangen;

soweit eine Vermogensanlage die Zahlungsfihigkeit des Versorgungswerks gefdhrden kann, geeignete
Anordnungen auch dann zu treffen, wenn die Vermogensanlage nicht zum gebundenen Vermogen gehort;

soweit das Versorgungswerk keine ausreichenden versicherungstechnischen Riickstellungen bildet oder
seine versicherungstechnischen Riickstellungen unzureichend bedeckt, die freie Verfiigung iiber die Ver-
mogensgegenstinde dem Versorgungswerk zu untersagen oder einzuschranken.

Die Versicherungsaufsichtsbehorde ist befugt,

von dem Versorgungswerk Auskiinfte iiber alle Geschiftsangelegenheiten und die Vorlage oder Ubersen-
dung von Geschiftsunterlagen zu verlangen;

auch ohne besonderen Anlass in den Geschiftsraumen des Versorgungswerks Priifungen des Geschéfts-
betriebs vorzunehmen;

Priifungen auch so vorzunehmen, dass sie an einer von dem Versorgungswerk nach § 341k des Handels-
gesetzbuchs veranlassten Priifung teilnimmt und selbst die Feststellungen trifft, die sie fiir notig hlt;

zu Priifungen nach den Nummern 2 und 3 insbesondere auch Personen hinzuzuziehen, die nach § 341k in
Verbindung mit § 319 des Handelsgesetzbuchs zu Priifern bestimmt werden konnen; fiir diese Personen
gilt die Bestimmung des § 323 des Handelsgesetzbuchs fiir Abschlusspriifer sinngemalf;

zu den Sitzungen der Aufsichts- und Mitgliederorgane des Versorgungswerks Vertreter zu entsenden, de-
nen auf Verlangen das Wort zu erteilen ist; der Aufsichtsbehorde ist die Tagesordnung spétestens zwei

Wochen vor der Sitzung zu iibersenden; nach der Sitzung ist ihr das Protokoll zu iibersenden.

Die Bediensteten der Aufsichtsbehdrde und die nach Absatz 4 Nummer 4 hinzugezogenen Personen diir-

fen fiir Priifungen nach Absatz 4 Nummer 2 und 3 die Geschiftsrdume des Versorgungswerks wihrend der iib-
lichen Geschiftszeiten betreten. In den Féllen des Absatzes 4 Nummer 5 Satz 1 diirfen die Vertreter der Auf-
sichtsbehorde die Geschéftsriume des Versorgungswerks betreten. Das Grundrecht der Unverletzlichkeit der
Wohnung (Artikel 13 des Grundgesetzes, Artikel 15 Absatz 1 der Verfassung des Landes Brandenburg) wird
insoweit eingeschréinkt. Die Betroffenen haben Maflnahmen nach den Sétzen 1 und 2 zu dulden.

(6)

Das fiir Finanzen zustindige Mitglied der Landesregierung wird erméchtigt, zur ndheren inhaltlichen

Ausgestaltung der Geschéftsfiihrungs- und Aufsichtsgrundsitze des Versorgungswerks durch Rechtsverord-
nung Bestimmungen zu treffen iiber

4,

die Geschifte des Versorgungswerks (Verbindlichkeiten, Anlage der Vermogenswerte, sonstige Geschéf-
te),

die Kapitalausstattung,
die Rechnungslegung und Berichterstattung,

die Jahresabschlusspriifung.*

§ 20 wird aufgehoben.

Artikel 2

Anderung des Heilberufsgesetzes

§ 29 des Heilberufsgesetzes vom 28. April 2003 (GVBL. I S. 126), das zuletzt durch Artikel 4 des Gesetzes vom 17.
Dezember 2015 (GVBI. I Nr. 38 S. 8) gedndert worden ist, wird wie folgt geéndert:

1.

In Absatz 1 Satz 1 wird die Angabe ,,§ 19 Abs. 1* durch die Angabe ,,§ 14 Absatz 1* ersetzt.
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Absatz 5 wird durch die folgenden Absitze 5 bis 9 ersetzt:

»(5) Die Versorgungseinrichtungen unterliegen der Versicherungsaufsicht, die das fiir Finanzen zustéindige
Ministerium ausiibt.

(6) Gegenstand der Versicherungsaufsicht ist die Uberwachung der ordnungsgeméBen Durchfiihrung des Ge-
schiftsbetriebs der Versorgungseinrichtungen und die ausreichende Wahrung der Belange der Mitglieder. Zu
diesem Zweck hat die Versicherungsaufsicht darauf zu achten, dass die Versorgungseinrichtungen jederzeit in
der Lage sind, ihre Verpflichtungen gegeniiber den Mitgliedern zu erfiillen, dass sie ausreichende versiche-
rungstechnische Riicklagen bilden, ihre Vermdgen in entsprechend geeignete Vermdgenswerte anlegen, die
kaufménnischen Grundsétze hinsichtlich Verwaltung, Rechnungslegung und Kontrolle einhalten, {iber ein an-
gemessenes Risikomanagement verfiigen, eine ausreichende Kapitalausstattung vorhalten und die Grundlagen
ihrer Geschiftspline erfiillen. Zur Erreichung dieser Aufsichtsziele kann die Aufsichtsbehorde gegeniiber den
Versorgungseinrichtungen alle Anordnungen treffen, die im Rahmen der VerhdltnismaBigkeit geeignet und er-
forderlich sind, um Missstinde zu vermeiden oder zu beseitigen. Missstand ist jedes Verhalten der Versor-
gungseinrichtungen, das den in den Sétzen 1 und 2 genannten Aufsichtszielen widerspricht. Die Aufsichtsbe-
horde ist befugt,

1.  soweit dies zur Erreichung der Aufsichtsziele erforderlich ist, jederzeit eine Anderung des Geschiftsplans
zu verlangen;

2. soweit die Eigenmittel geringer als die Solvabilititsspanne sind, die Vorlage eines Plans zur Wiederher-
stellung hinreichender Finanzverhéltnisse (Sanierungsplan) zu verlangen;

3. soweit eine Vermdgensanlage die Zahlungsfahigkeit der Versorgungseinrichtung gefdhrden kann, geeig-
nete Anordnungen auch dann zu treffen, wenn die Vermogensanlage nicht zum gebundenen Vermogen
gehort;

4.  soweit die Versorgungseinrichtung keine ausreichenden versicherungstechnischen Riickstellungen bildet
oder ihre versicherungstechnischen Riickstellungen unzureichend bedeckt, die freie Verfiigung iiber die
Vermdgensgegenstinde der Versorgungseinrichtung zu untersagen oder einzuschrinken.

(7) Die Versicherungsaufsichtsbehorde ist befugt,

1. von der Versorgungseinrichtung Auskiinfte liber alle Geschiftsangelegenheiten und die Vorlage oder
Ubersendung von Geschiftsunterlagen zu verlangen;

2. auch ohne besonderen Anlass in den Geschéftsraumen der Versorgungseinrichtung Priifungen des Ge-
schiftsbetriebs vorzunehmen;

3. Priifungen auch so vorzunehmen, dass sie an einer von der Versorgungseinrichtung nach § 341k des Han-
delsgesetzbuchs veranlassten Priifung teilnimmt und selbst die Feststellungen trifft, die sie fiir nétig halt;

4. zu Prifungen nach den Nummern 2 und 3 insbesondere auch Personen hinzuzuziehen, die nach § 341k in
Verbindung mit § 319 des Handelsgesetzbuchs zu Priiferinnen oder Priifern bestimmt werden kénnen; fiir
diese Personen gilt die Bestimmung des § 323 des Handelsgesetzbuchs fiir Abschlusspriiferinnen und Ab-
schlusspriifer sinngemal;

5. zu den Sitzungen der Aufsichts- und Mitgliederorgane der Versorgungseinrichtung Vertreterinnen und
Vertreter zu entsenden, denen auf Verlangen das Wort zu erteilen ist; der Aufsichtsbehorde ist die Tages-
ordnung spétestens zwei Wochen vor der Sitzung zu iibersenden; nach der Sitzung ist ihr das Protokoll zu
iibersenden.

(8) Die Bediensteten der Aufsichtsbehdrde und die nach Absatz 7 Nummer 4 hinzugezogenen Personen diir-
fen fiir Priifungen nach Absatz 7 Nummer 2 und 3 die Geschéftsrdume der Versorgungseinrichtung wahrend
der tiblichen Geschéftszeiten betreten. In den Fillen des Absatzes 7 Nummer S Satz 1 diirfen die Vertreterinnen
und Vertreter der Aufsichtsbehorde die Geschiftsriume der Versorgungseinrichtung betreten. Das Grundrecht
der Unverletzlichkeit der Wohnung (Artikel 13 des Grundgesetzes, Artikel 15 Absatz 1 der Verfassung des
Landes Brandenburg) wird insoweit eingeschrankt. Die Betroffenen haben Maflnahmen nach den Sétzen 1
und 2 zu dulden.
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(9) Deas fiir Finanzen zustdndige Mitglied der Landesregierung wird erméchtigt, zur ndheren inhaltlichen
Ausgestaltung der Geschiftsfiihrungs- und Aufsichtsgrundsitze der Versorgungseinrichtungen durch Rechts-
verordnung Bestimmungen zu treffen iiber

1. die Geschifte der Versorgungseinrichtung (Verbindlichkeiten, Anlage der Vermogenswerte, sonstige Ge-
schéfte),

2. die Kapitalausstattung,
3. die Rechnungslegung und Berichterstattung,

4.  die Jahresabschlusspriifung.*

Artikel 3

Anderung des Brandenburgischen Steuerberaterversorgungsgesetzes

Das Brandenburgische Steuerberaterversorgungsgesetz vom 18. Dezember 2001 (GVBIL. I S. 290), das zuletzt durch
Artikel 12 des Gesetzes vom 13. Midrz 2012 (GVBI. I Nr. 16 S. 6) geéndert worden ist, wird wie folgt geidndert:

1.  In§ 17 werden die Worter ,,§ 67 des Gesetzes iiber den Versicherungsvertrag® durch die Worter ,,§ 86 Absatz 1
des Versicherungsvertragsgesetzes* ersetzt.

2. §22 Absatz 2 wird durch die folgenden Absétze 2 bis 6 ersetzt:
»(2) Die Versicherungsaufsicht wird durch das fiir Finanzen zustidndige Ministerium ausgeiibt.

(3) Gegenstand der Versicherungsaufsicht ist die Uberwachung der ordnungsgeméBen Durchfiihrung des Ge-
schéftsbetriebs des Versorgungswerks und die ausreichende Wahrung der Belange der Mitglieder. Zu diesem
Zweck hat die Versicherungsaufsicht darauf zu achten, dass das Versorgungswerk jederzeit in der Lage ist, sei-
ne Verpflichtungen gegeniiber den Mitgliedern zu erfiillen, dass es ausreichende versicherungstechnische Riick-
lagen bildet, sein Vermdgen in entsprechend geeignete Vermodgenswerte anlegt, die kaufménnischen Grundsit-
ze hinsichtlich Verwaltung, Rechnungslegung und Kontrolle einhilt, iiber ein angemessenes Risikomanagement
verfiigt, eine ausreichende Kapitalausstattung vorhélt und die Grundlagen seines Geschéftsplans erfiillt. Zur Er-
reichung dieser Aufsichtsziele kann die Aufsichtsbehdrde gegeniiber dem Versorgungswerk alle Anordnungen
treffen, die im Rahmen der VerhdltnismaBigkeit geeignet und erforderlich sind, um Missstdnde zu vermeiden
oder zu beseitigen. Missstand ist jedes Verhalten des Versorgungswerks, das den in den Sétzen 1 und 2 genann-
ten Aufsichtszielen widerspricht. Die Aufsichtsbehorde ist befugt,

1.  soweit dies zur Erreichung der Aufsichtsziele erforderlich ist, jederzeit eine Anderung des Geschiftsplans
zu verlangen;

2. soweit die Eigenmittel geringer als die Solvabilitdtsspanne sind, die Vorlage eines Plans zur Wiederher-
stellung hinreichender Finanzverhéltnisse (Sanierungsplan) zu verlangen;

3.  soweit eine Vermogensanlage die Zahlungsfihigkeit des Versorgungswerks gefihrden kann, geeignete
Anordnungen auch dann zu treffen, wenn die Vermogensanlage nicht zum gebundenen Vermogen gehort;

4.  soweit das Versorgungswerk keine ausreichenden versicherungstechnischen Riickstellungen bildet oder
seine versicherungstechnischen Riickstellungen unzureichend bedeckt, die freie Verfiigung iiber die Ver-
mogensgegenstinde dem Versorgungswerk zu untersagen oder einzuschranken.

(4) Die Versicherungsaufsichtsbehdrde ist befugt,

1. von dem Versorgungswerk Auskiinfte iiber alle Geschéftsangelegenheiten und die Vorlage oder Ubersen-
dung von Geschiftsunterlagen zu verlangen;

2. auch ohne besonderen Anlass in den Geschéftsrdumen des Versorgungswerks Priifungen des Geschéfts-
betriebs vorzunehmen;
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3. Priifungen auch so vorzunehmen, dass sie an einer von dem Versorgungswerk nach § 341k des Handels-
gesetzbuchs veranlassten Priifung teilnimmt und selbst die Feststellungen trifft, die sie fiir n6tig halt;

4.  zu Prifungen nach den Nummern 2 und 3 insbesondere auch Personen hinzuzuziehen, die nach § 341k in
Verbindung mit § 319 des Handelsgesetzbuchs zu Priifern bestimmt werden konnen; fiir diese Personen
gilt die Bestimmung des § 323 des Handelsgesetzbuchs fiir Abschlusspriifer sinngemél;

5. zu den Sitzungen der Aufsichts- und Mitgliederorgane des Versorgungswerks Vertreter zu entsenden, de-
nen auf Verlangen das Wort zu erteilen ist; der Aufsichtsbehorde ist die Tagesordnung spitestens zwei
Wochen vor der Sitzung zu iibersenden; nach der Sitzung ist ihr das Protokoll zu iibersenden.

(5) Die Bediensteten der Aufsichtsbehorde und die nach Absatz 4 Nummer 4 hinzugezogenen Personen diir-

fen fiir Priifungen nach Absatz 4 Nummer 2 und 3 die Geschiftsraume des Versorgungswerks wéahrend der iib-

lichen Geschéftszeiten betreten. In den Féllen des Absatzes 4 Nummer 5 Satz 1 diirfen die Vertreter der Auf-
sichtsbehorde die Geschiftsrdiume des Versorgungswerks betreten. Das Grundrecht der Unverletzlichkeit der

Wohnung (Artikel 13 des Grundgesetzes, Artikel 15 Absatz 1 der Verfassung des Landes Brandenburg) wird
insoweit eingeschrankt. Die Betroffenen haben Maflnahmen nach den Sétzen 1 und 2 zu dulden.

(6) Das fiir Finanzen zustdndige Mitglied der Landesregierung wird erméchtigt, zur ndheren inhaltlichen
Ausgestaltung der Geschéftsfiihrungs- und Aufsichtsgrundsitze des Versorgungswerks durch Rechtsverord-

nung Bestimmungen zu treffen iiber

1. die Geschifte des Versorgungswerks (Verbindlichkeiten, Anlage der Vermdgenswerte, sonstige Geschaf-
te),

2. die Kapitalausstattung,
3. die Rechnungslegung und Berichterstattung,

4.  die Jahresabschlusspriifung.*

Artikel 4

Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkiindung in Kraft.

Potsdam, den 25. April 2017

Die Prasidentin
des Landtages Brandenburg

Britta Stark

Herausgeberin: Die Prasidentin des Landtages Brandenburg
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	2. auch ohne besonderen Anlass in den Geschäftsräumen des Versorgungswerks Prüfungen des Geschäftsbetriebs vorzunehmen;
	3. Prüfungen auch so vorzunehmen, dass sie an einer von dem Versorgungswerk nach § 341k des Handelsgesetzbuchs veranlassten Prüfung teilnimmt und selbst die Feststellungen trifft, die sie für nötig hält;
	4. zu Prüfungen nach den Nummern 2 und 3 insbesondere auch Personen hinzuzuziehen, die nach § 341k in Verbindung mit § 319 des Handelsgesetzbuchs zu Prüfern bestimmt werden können; für diese Personen gilt die Bestimmung des § 323 des Handelsgesetzbuchs für Abschlussprüfer sinngemäß;
	5. zu den Sitzungen der Aufsichts- und Mitgliederorgane des Versorgungswerks Vertreter zu entsenden, denen auf Verlangen das Wort zu erteilen ist; der Aufsichtsbehörde ist die Tagesordnung spätestens zwei Wochen vor der Sitzung zu übersenden; nach der Sitzung ist ihr das Protokoll zu übersenden.
	(5) Die Bediensteten der Aufsichtsbehörde und die nach Absatz 4 Nummer 4 hinzugezogenen Personen dürfen für Prüfungen nach Absatz 4 Nummer 2 und 3 die Geschäftsräume des Versorgungswerks während der üblichen Geschäftszeiten betreten. In den Fällen des Absatzes 4 Nummer 5 Satz 1 dürfen die Vertreter der Aufsichtsbehörde die Geschäftsräume des Versorgungswerks betreten. Das Grundrecht der Unverletzlichkeit der Wohnung (Artikel 13 des Grundgesetzes, Artikel 15 Absatz 1 der Verfassung des Landes Brandenburg) wird insoweit eingeschränkt. Die Betroffenen haben Maßnahmen nach den Sätzen 1 und 2 zu dulden.
	(6) Das für Finanzen zuständige Mitglied der Landesregierung wird ermächtigt, zur näheren inhaltlichen Ausgestaltung der Geschäftsführungs- und Aufsichtsgrundsätze des Versorgungswerks durch Rechtsverordnung Bestimmungen zu treffen über
	1. die Geschäfte des Versorgungswerks (Verbindlichkeiten, Anlage der Vermögenswerte, sonstige Geschäfte),
	2. die Kapitalausstattung,
	3. die Rechnungslegung und Berichterstattung,
	4. die Jahresabschlussprüfung.“
	10. § 20 wird aufgehoben.
	Änderung des Heilberufsgesetzes
	§ 29 des Heilberufsgesetzes vom 28. April 2003 (GVBl. I S. 126), das zuletzt durch Artikel 4 des Gesetzes vom 17. Dezember 2015 (GVBl. I Nr. 38 S. 8) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
	1. In Absatz 1 Satz 1 wird die Angabe „§ 19 Abs. 1“ durch die Angabe „§ 14 Absatz 1“ ersetzt.
	2. Absatz 5 wird durch die folgenden Absätze 5 bis 9 ersetzt:
	„(5) Die Versorgungseinrichtungen unterliegen der Versicherungsaufsicht, die das für Finanzen zuständige Ministerium ausübt.
	(6) Gegenstand der Versicherungsaufsicht ist die Überwachung der ordnungsgemäßen Durchführung des Geschäftsbetriebs der Versorgungseinrichtungen und die ausreichende Wahrung der Belange der Mitglieder. Zu diesem Zweck hat die Versicherungsaufsicht darauf zu achten, dass die Versorgungseinrichtungen jederzeit in der Lage sind, ihre Verpflichtungen gegenüber den Mitgliedern zu erfüllen, dass sie ausreichende versicherungstechnische Rücklagen bilden, ihre Vermögen in entsprechend geeignete Vermögenswerte anlegen, die kaufmännischen Grundsätze hinsichtlich Verwaltung, Rechnungslegung und Kontrolle einhalten, über ein angemessenes Risikomanagement verfügen, eine ausreichende Kapitalausstattung vorhalten und die Grundlagen ihrer Geschäftspläne erfüllen. Zur Erreichung dieser Aufsichtsziele kann die Aufsichtsbehörde gegenüber den Versorgungseinrichtungen alle Anordnungen treffen, die im Rahmen der Verhältnismäßigkeit geeignet und erforderlich sind, um Missstände zu vermeiden oder zu beseitigen. Missstand ist jedes Verhalten der Versorgungseinrichtungen, das den in den Sätzen 1 und 2 genannten Aufsichtszielen widerspricht. Die Aufsichtsbehörde ist befugt,
	1. soweit dies zur Erreichung der Aufsichtsziele erforderlich ist, jederzeit eine Änderung des Geschäftsplans zu verlangen;
	2. soweit die Eigenmittel geringer als die Solvabilitätsspanne sind, die Vorlage eines Plans zur Wiederherstellung hinreichender Finanzverhältnisse (Sanierungsplan) zu verlangen;
	3. soweit eine Vermögensanlage die Zahlungsfähigkeit der Versorgungseinrichtung gefährden kann, geeignete Anordnungen auch dann zu treffen, wenn die Vermögensanlage nicht zum gebundenen Vermögen gehört;
	4. soweit die Versorgungseinrichtung keine ausreichenden versicherungstechnischen Rückstellungen bildet oder ihre versicherungstechnischen Rückstellungen unzureichend bedeckt, die freie Verfügung über die Vermögensgegenstände der Versorgungseinrichtung zu untersagen oder einzuschränken.
	(7) Die Versicherungsaufsichtsbehörde ist befugt,
	1. von der Versorgungseinrichtung Auskünfte über alle Geschäftsangelegenheiten und die Vorlage oder Übersendung von Geschäftsunterlagen zu verlangen;
	2. auch ohne besonderen Anlass in den Geschäftsräumen der Versorgungseinrichtung Prüfungen des Geschäftsbetriebs vorzunehmen;
	3. Prüfungen auch so vorzunehmen, dass sie an einer von der Versorgungseinrichtung nach § 341k des Handelsgesetzbuchs veranlassten Prüfung teilnimmt und selbst die Feststellungen trifft, die sie für nötig hält;
	4. zu Prüfungen nach den Nummern 2 und 3 insbesondere auch Personen hinzuzuziehen, die nach § 341k in Verbindung mit § 319 des Handelsgesetzbuchs zu Prüferinnen oder Prüfern bestimmt werden können; für diese Personen gilt die Bestimmung des § 323 des Handelsgesetzbuchs für Abschlussprüferinnen und Abschlussprüfer sinngemäß;
	5. zu den Sitzungen der Aufsichts- und Mitgliederorgane der Versorgungseinrichtung Vertreterinnen und Vertreter zu entsenden, denen auf Verlangen das Wort zu erteilen ist; der Aufsichtsbehörde ist die Tagesordnung spätestens zwei Wochen vor der Sitzung zu übersenden; nach der Sitzung ist ihr das Protokoll zu übersenden.
	(8) Die Bediensteten der Aufsichtsbehörde und die nach Absatz 7 Nummer 4 hinzugezogenen Personen dürfen für Prüfungen nach Absatz 7 Nummer 2 und 3 die Geschäftsräume der Versorgungseinrichtung während der üblichen Geschäftszeiten betreten. In den Fällen des Absatzes 7 Nummer 5 Satz 1 dürfen die Vertreterinnen und Vertreter der Aufsichtsbehörde die Geschäftsräume der Versorgungseinrichtung betreten. Das Grundrecht der Unverletzlichkeit der Wohnung (Artikel 13 des Grundgesetzes, Artikel 15 Absatz 1 der Verfassung des Landes Brandenburg) wird insoweit eingeschränkt. Die Betroffenen haben Maßnahmen nach den Sätzen 1 und 2 zu dulden.
	(9) Das für Finanzen zuständige Mitglied der Landesregierung wird ermächtigt, zur näheren inhaltlichen Ausgestaltung der Geschäftsführungs- und Aufsichtsgrundsätze der Versorgungseinrichtungen durch Rechtsverordnung Bestimmungen zu treffen über
	1. die Geschäfte der Versorgungseinrichtung (Verbindlichkeiten, Anlage der Vermögenswerte, sonstige Geschäfte),
	2. die Kapitalausstattung,
	3. die Rechnungslegung und Berichterstattung,
	4. die Jahresabschlussprüfung.“
	Änderung des Brandenburgischen Steuerberaterversorgungsgesetzes
	Das Brandenburgische Steuerberaterversorgungsgesetz vom 18. Dezember 2001 (GVBl. I S. 290), das zuletzt durch Artikel 12 des Gesetzes vom 13. März 2012 (GVBl. I Nr. 16 S. 6) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
	1. In § 17 werden die Wörter „§ 67 des Gesetzes über den Versicherungsvertrag“ durch die Wörter „§ 86 Absatz 1 des Versicherungsvertragsgesetzes“ ersetzt.
	2. § 22 Absatz 2 wird durch die folgenden Absätze 2 bis 6 ersetzt:
	„(2) Die Versicherungsaufsicht wird durch das für Finanzen zuständige Ministerium ausgeübt.
	(3) Gegenstand der Versicherungsaufsicht ist die Überwachung der ordnungsgemäßen Durchführung des Geschäftsbetriebs des Versorgungswerks und die ausreichende Wahrung der Belange der Mitglieder. Zu diesem Zweck hat die Versicherungsaufsicht darauf zu achten, dass das Versorgungswerk jederzeit in der Lage ist, seine Verpflichtungen gegenüber den Mitgliedern zu erfüllen, dass es ausreichende versicherungstechnische Rücklagen bildet, sein Vermögen in entsprechend geeignete Vermögenswerte anlegt, die kaufmännischen Grundsätze hinsichtlich Verwaltung, Rechnungslegung und Kontrolle einhält, über ein angemessenes Risikomanagement verfügt, eine ausreichende Kapitalausstattung vorhält und die Grundlagen seines Geschäftsplans erfüllt. Zur Erreichung dieser Aufsichtsziele kann die Aufsichtsbehörde gegenüber dem Versorgungswerk alle Anordnungen treffen, die im Rahmen der Verhältnismäßigkeit geeignet und erforderlich sind, um Missstände zu vermeiden oder zu beseitigen. Missstand ist jedes Verhalten des Versorgungswerks, das den in den Sätzen 1 und 2 genannten Aufsichtszielen widerspricht. Die Aufsichtsbehörde ist befugt,
	1. soweit dies zur Erreichung der Aufsichtsziele erforderlich ist, jederzeit eine Änderung des Geschäftsplans zu verlangen;
	2. soweit die Eigenmittel geringer als die Solvabilitätsspanne sind, die Vorlage eines Plans zur Wiederherstellung hinreichender Finanzverhältnisse (Sanierungsplan) zu verlangen;
	3. soweit eine Vermögensanlage die Zahlungsfähigkeit des Versorgungswerks gefährden kann, geeignete Anordnungen auch dann zu treffen, wenn die Vermögensanlage nicht zum gebundenen Vermögen gehört;
	4. soweit das Versorgungswerk keine ausreichenden versicherungstechnischen Rückstellungen bildet oder seine versicherungstechnischen Rückstellungen unzureichend bedeckt, die freie Verfügung über die Vermögensgegenstände dem Versorgungswerk zu untersagen oder einzuschränken.
	(4) Die Versicherungsaufsichtsbehörde ist befugt,
	1. von dem Versorgungswerk Auskünfte über alle Geschäftsangelegenheiten und die Vorlage oder Übersendung von Geschäftsunterlagen zu verlangen;
	2. auch ohne besonderen Anlass in den Geschäftsräumen des Versorgungswerks Prüfungen des Geschäftsbetriebs vorzunehmen;
	3. Prüfungen auch so vorzunehmen, dass sie an einer von dem Versorgungswerk nach § 341k des Handelsgesetzbuchs veranlassten Prüfung teilnimmt und selbst die Feststellungen trifft, die sie für nötig hält;
	4. zu Prüfungen nach den Nummern 2 und 3 insbesondere auch Personen hinzuzuziehen, die nach § 341k in Verbindung mit § 319 des Handelsgesetzbuchs zu Prüfern bestimmt werden können; für diese Personen gilt die Bestimmung des § 323 des Handelsgesetzbuchs für Abschlussprüfer sinngemäß;
	5. zu den Sitzungen der Aufsichts- und Mitgliederorgane des Versorgungswerks Vertreter zu entsenden, denen auf Verlangen das Wort zu erteilen ist; der Aufsichtsbehörde ist die Tagesordnung spätestens zwei Wochen vor der Sitzung zu übersenden; nach der Sitzung ist ihr das Protokoll zu übersenden. 
	(5) Die Bediensteten der Aufsichtsbehörde und die nach Absatz 4 Nummer 4 hinzugezogenen Personen dürfen für Prüfungen nach Absatz 4 Nummer 2 und 3 die Geschäftsräume des Versorgungswerks während der üblichen Geschäftszeiten betreten. In den Fällen des Absatzes 4 Nummer 5 Satz 1 dürfen die Vertreter der Aufsichtsbehörde die Geschäftsräume des Versorgungswerks betreten. Das Grundrecht der Unverletzlichkeit der Wohnung (Artikel 13 des Grundgesetzes, Artikel 15 Absatz 1 der Verfassung des Landes Brandenburg) wird insoweit eingeschränkt. Die Betroffenen haben Maßnahmen nach den Sätzen 1 und 2 zu dulden.
	(6) Das für Finanzen zuständige Mitglied der Landesregierung wird ermächtigt, zur näheren inhaltlichen Ausgestaltung der Geschäftsführungs- und Aufsichtsgrundsätze des Versorgungswerks durch Rechtsverordnung Bestimmungen zu treffen über
	1. die Geschäfte des Versorgungswerks (Verbindlichkeiten, Anlage der Vermögenswerte, sonstige Geschäfte),
	2. die Kapitalausstattung,
	3. die Rechnungslegung und Berichterstattung,
	4. die Jahresabschlussprüfung.“
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